
Stadt Langewiesen 

 

 

1. Änderung zur Satzung über die Erhebung einmaliger Beiträge für 

öffentliche Verkehrsanlagen der Stadt Langewiesen 

(Straßenausbaubeitragssatzung) 

 
vom 15. Januar 2021 

 

Aufgrund des § 19 Abs. 1 der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 11. Juni 2020 (GVBl. S. 277, 278), und der §§ 2 und 7 des Thüringer 

Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) in der Fassung vom 19. September 2000 (GVBl. S. 

301), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. Oktober 2019 (GVBl. S. 396), hat der Stadtrat 

der Stadt Ilmenau in der Sitzung am 12. November 2020 folgende 1. Änderung der Satzung 

über die Erhebung einmaliger Beiträge für öffentliche Verkehrsanlagen der Stadt 

Langewiesen (Straßenausbaubeitragssatzung) beschlossen: 

 

Artikel 1 

§ 11 

Anwendungsbereich 

 

Als § 11 - Anwendungsbereich wird folgende Regelung neu eingefügt: 

 

„Diese Satzung findet ausschließlich Anwendung auf Straßenausbaumaßnahmen, deren 

sachliche Beitragspflichten bis einschließlich 31. Dezember 2018 entstanden sind.“ 

 

Aufgrund des Einschubs verschiebt sich die nachfolgende Paragraphennummerierung 

entsprechend. 

 

Artikel 2 

§ 12 

Inkrafttreten 

 

Die 1. Änderung der Satzung über die Erhebung einmaliger Beiträge für öffentliche 

Verkehrsanlagen der Stadt Langewiesen tritt am Tage nach ihrer öffentlichen 

Bekanntmachung in Kraft. 

 

Im Übrigen bleibt die Satzung über die Erhebung einmaliger Beiträge für öffentliche 

Verkehrsanlagen der Stadt Langewiesen vom 14. Oktober 2002 unberührt. 

 

Stadt Ilmenau 

 

 

 

Dr. Daniel Schultheiß                         Ilmenau, den 15. Januar 2021 

Oberbürgermeister 

 
Verstöße i.S. der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die nicht die Ausfertigung oder die 

Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Stadt schriftlich unter Angabe der Gründe geltend gemacht 

werden. Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von einem Jahr nach dieser Bekanntmachung 

geltend gemacht, so sind diese Verstöße unbeachtlich, § 21 Abs. 4 ThürKO. 

 


